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// Im Blickpunkth

Jordan/Bissels/L�w befassen sich in ihrem Beitrag mit den arbeits- und datenschutzrechtlichen Aspekten von Silent Moni-

toring und Voice Recording am Arbeitsplatz. Damit erg�nzen sie das Thema „�berwachung von Arbeitnehmern“, das

bereits allgemein von Freckmann (BB 2008, 1904) und zur E-Mail-Korrespondenz von Wolf/Mulert (BB 2008, 442) darge-

stellt wurde. Der weiterhin offenen Frage des Schicksals von Sonderzahlungen und Stichtagsklauseln in Betriebsverein-

barungen nehmen sich aktuell Albicker/Wiesenecker an.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr.OliverSimon, RA,

FAArbR, Partnerbei CMSHa-

scheSigle in Stuttgart

Das neue IT-Grundrecht – Risiken
undNebenwirkungen imArbeits-
recht?

E-Mail-Account und Internetzugang geh�ren

heute zur Standardausstattung vieler Arbeits-

pl�tze. So praktisch und hilfreich diese Aus-

stattung f�r die Erbringung der Arbeit ist, so

unerw�nscht ist in aller Regel die Privatnut-

zung durch Arbeitnehmer w�hrend der Ar-

beitszeit. Bei der �berwachung von Arbeit-

nehmern ist technischvielesm�glich, rechtlich

zul�ssig ist hingegen deutlich weniger. Schon

bislangdurfte derArbeitgebermit Blick auf die

Pers�nlichkeitsrechte der Arbeitnehmer nur

eingeschr�nkt deren E-Mail- und Internetnut-

zung kontrollieren. Das scheinbar weit ent-

fernt vom Arbeitsrecht ergangene Grundsatz-

urteil des BVerfG vom27.2.2008 (1 BvR370/07,
// BB-ONLINE BBL2008-2625-1) zur Online-

Durchsuchung bei der Terrorismusbek�mp-

fung d�rfte den rechtlich zul�ssigen Rahmen

weiter einschr�nken. Es liegt nahe, das in die-

ser Entscheidung neu geschaffene „IT-Grund-

recht“ �ber die mittelbare Drittwirkung der

Grundrechte auch bei der �berwachung der

elektronischen Kommunikation von Arbeit-

nehmern durch den Arbeitgeber zu ber�ck-

sichtigen. Jedenfalls wenn eine Privatnutzung

erlaubt ist, wird eine Inhaltskontrolle privater

E-Mail- oder Internetkommunikation nur noch

bei Gefahren f�r �berragend wichtige Rechts-

g�ter, wie insbesondere Leib, Leben und Frei-

heit, zul�ssig sein.DieseH�rde ist sohoch,dass

praktisch keine Kontrolle mehr zul�ssig sein

wird. F�r Arbeitgeber ist es deshalb wichtig,

klare Regelungen f�r die Nutzung des dienst-

lichen E-Mail-Accounts und des Internetzu-

gangs aufzustellen und die dienstliche und

private Nutzung – soweit Letztere �berhaupt

erlaubt wird – deutlich zu trennen. Durch

das in der Praxis weit verbreitete Unterblei-

ben klarer Regelungen und (stillschweigen-

de) Dulden der Privatnutzung droht dem Ar-

beitgeber ansonsten, dass er praktisch jede

Kontrollm�glichkeit aus der Hand gibt.

Entscheidungen
BAG: Sozialplanabfindung bei vorgezogener

Altersrente

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

11.11.2008 – 1 AZR 475/07 – wie folgt: Die Be-

triebsparteien d�rfen in Sozialpl�nen f�r Arbeit-

nehmer, die Anspruch auf vorgezogene Alters-

rente haben, geringere Abfindungsanspr�che

vorsehen. Das gilt auch, wenn der Rentenbezug

mit Abschl�gen verbunden ist. Sozialpl�ne die-

nen gem�ß § 112 Abs. 1 S. 2 BetrVG dem Aus-

gleich oder der Milderung der wirtschaftlichen

Nachteile, die Arbeitnehmern infolge von Be-

triebs�nderungen entstehen. Sozialplanabfin-

dungen kommt daher eine zukunftsbezogene

Ausgleichs- und �berbr�ckungsfunktion zu.

Dementsprechend k�nnen die Betriebsparteien

bei der Beurteilung des Umfangs der voraus-

sichtlichen Nachteile Leistungen der gesetz-

lichen Rentenversicherung ber�cksichtigen.
(PM BAG vom 11.11.2008)

BAG: Wechselschichtzulage – Einsatz in

allen Schichten

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

24.9.2008 – 10 AZR 140/08 – wie folgt: Der An-

spruch auf eine Wechselschichtzulage setzt vo-

raus, dass der Besch�ftigte in allen Schichten des

Dienstplans „rund um die Uhr“ eingesetzt wird.

Ein Einsatz nur in den Sp�t- und Nachtschichten

l�st lediglich den Anspruch auf eine Schichtzula-

ge i. S. d. § 8 Abs. 6 TV�D aus.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2625-2

unterwww.betriebs-berater.de

LSG: Sozialversicherungspflicht f�r GmbH-

Fremdgesch�ftsf�hrer

Das LSG Niedersachsen-Bremen entschied in

seinem Urteil vom 24.1.2007 – L 2 R 35/06 –

wie folgt: Eine beitragspflichtige Besch�ftigung

k�nne auch beim Fremd-Gesch�ftsf�hrer einer

GmbH im Ausnahmefall zu verneinen sein.

Zwar spr�chen Gesellschafts- und der Anstel-

lungsvertrag f�r eine abh�ngige Besch�ftigung,

diese spiegelten aber die tats�chlichen Macht-

verh�ltnisse in der GmbH nicht wider. Ein allge-

meiner Grundsatz zur „Flucht aus der Sozialver-

sicherung“ l�sst sich nicht ableiten, auch wenn

sich das Urteil i. R. d. Rechtsprechung des BSG

vom 30.6.1999 (B 2 U 35/98 R) bewegt.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2625-3

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Flexi-II-Gesetz verabschiedet

Der Bundestag hat am 13.11.2008 das „Gesetz

zur Verbesserung der Rahmenbedingungen f�r

die Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen

und zur �nderung anderer Gesetze“ („Flexi-II-Ge-

setz“) verabschiedet. Die Neuregelungen sollen

am 1.1.2009 in Kraft treten. Bemerkenswert ist,

dass der zust�ndige Ausschuss am Vorabend den

Ausschluss der beitragsfreien �berf�hrung in die

bAV nun doch gestrichen hat. Auch sollen k�nf-

tig Wertguthaben, die Arbeitnehmer in einem

Langzeitkonto ansparen, bereits gegen Insolvenz

gesch�tzt sein, wenn diese die H�he eines einfa-

chen monatlichen Bezugsrahmens erreicht ha-

ben.
(PM BAVC vom 14.11.2008)

Unfallversicherungsmodernisierungsgesetz

verk�ndet

Nach dem am 5.11. in Kraft getretenen Gesetz

wird die Zahl der Unfallversicherungstr�ger auf

neun reduziert. Es werden f�nf neue Meldepflich-

ten bei der Betriebspr�fung und eine gemeinsa-

me deutsche Arbeitschutzstrategie begr�ndet.

Ab 1.1.2009 wird das Insolvenzgeld durch die

Krankenkassen monatlich eingezogen.
(PM BDA vom 14.11.2008)

St�ndige Mitarbeiter im Arbeitsrecht: Prof. Dr. Burkhard Boemke, Leipzig; RA Dr. Anke Freckmann, K�ln; RA Dr. Mark Lembke, Frankfurt a.M.; RA Dr. Wolfgang Lipinski, M�nchen;
Prof. Dr. Dr. h. c. Manfred L�wisch, Freiburg i. Br.; RA Dr. Oliver Simon, Stuttgart; RA Dr. Stefan Simon, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Gregor Th�sing, Bonn
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